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Jung: Auch fünf Jahre nach der Tunnelhavarie von Rastatt sind die Bahn-
Infrastruktur-Hausaufgaben nicht gemacht

Zum 5. Jahrestag der Bahn-Tunnelhavarie vom 12. August 2017 in Rastatt-Niederbühl und der
anschließenden 51-tägigen Sperrung der Rheintalbahn sagte der verkehrspolitische Sprecher der
FDP/DVP-Landtagsfraktion, Dr. Christian Jung MdL:

„Bis heute haben viele Verantwortliche bei der Deutschen Bahn sowie in Politik und Wirtschaft nicht
verstanden, dass nach der Tunnelhavarie 2017 vor allem die Sperrung der Rheintalbahn ein fast noch
schlimmeres wirtschaftliches Unglück war und den europäischen Schienengüterverkehr nachhaltig
geschwächt hat. Danach gab es keine substanziellen Maßnahmen, um vor allem funktionsfähige
Ausweichstrecken in Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg zur Verfügung zu stellen.

Es wäre einfach gewesen, zusammen mit der Schweiz und Frankreich zwischen Ludwigshafen, Wörth,
Straßburg, Appenweier und Basel auch auf linksrheinischer Seite alte und noch bestehende
Eisenbahnlinien über Ländergrenzen hinweg zu modernisieren und zu elektrifizieren. Auch in Baden-
Württemberg ist wenig oder eher nichts passiert. Es fehlen immer noch viele Bahnkurven, Überholgleise
und Weichen und weitere Elektrifizierungen, wenn man an die Bahnkurve bei Horb denkt. Da diese
Hausaufgaben nicht gemacht wurden, braucht es wahrscheinlich eine weitere Havarie oder noch längere
Streckensperrungen, bis etwas passiert.

Schon jetzt steht aber fest, dass auf dem Rheintalkorridor zwischen Basel, Karlsruhe, Mannheim und Köln
in der Zukunft noch mehr LKWs unterwegs sein werden, da nur bedingt mehr Güter auf die Schiene
verlagert werden können, weil die Infrastruktur und weitere Verlade-Terminals vor allem für die
Containerlogistik fehlen. In diesem Zusammenhang offenbart sich, dass mittel- und langfristig die DB
Netz von der Deutschen Bahn getrennt werden muss, da die Bundesregierung vor allem wegen der SPD
und dem Einfluss der Gewerkschaft EVG auf die Sozialdemokraten für die Abtrennung und
Neustrukturierung des DB Konzerns keinen politischen Willen besitzt.“


